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Im folgenden werden zunächst die Diskussionsbeiträge ange-
sprochen, bei denen sich zwischen den Vertretern der Ge-
werkschaften, Arbeitgeber und öffentlichen Hände sowie den
wissenschaftlichen Experten ein Konsens, zumindest jedoch
eine partielle Übereinstimmung bei der Beurteilung der inter-
nationalen Erfahrungen und ihrer Übertragbarkeit auf
Deutschland abzeichnete. Daran anschließend wird auf Pro-
bleme eingegangen, die in der Diskussion unterschiedlich ak-
zentuiert wurden. Ein kurzer Ausblick rundet das Diskussi-
onsresümee ab. Anknüpfend an den einen oder anderen Dis-
kussionsbeitrag werden einige weiterführende Überlegungen
angesprochen.

I

1. Es kann nicht das Ziel sein, eines der vorgestellten Län-
dermodelle in seinen Grundzügen auf Deutschland zu über-
tragen. Erfolgreichere und weniger befriedigende Arbeits-
marktentwicklungen knüpfen regelmäßig an historische
Strukturen und Institutionen an, die graduell durch Wettbe-
werbskräfte verändert werden. History matters (Paul Krug-
man). Gründe für die Nicht-Transferierbarkeit eines erfolg-
reichen „Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsmodell“ liegen zum
einen im Systemcharakter der Modelle. Dieser ist dann gege-
ben, wenn der Beitrag einer Institution zu ökonomischen Er-
gebnissen davon abhängt, wie diese mit anderen institutio-
nellen Einrichtungen interagiert. Zum anderen spricht gegen
Rezeption der Grundzüge eines Modells die Überlegung, daß
verschiedene Beschäftigungspolitiken und Politikvarianten
zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit auf unterschiedlichen
Theorien der Arbeitslosigkeit basieren. So läßt sich die Ar-
beitslosigkeit z. B. erklären als Ergebnis von Matchingpro-
zessen, die im Zeitablauf ineffizienter werden, durch die key-
nesianische Theorie der Unterbeschäftigung, durch die ange-
botsseitige Theorie der Arbeitslosigkeit und die heute viel-
leicht dominierende Theorie der Arbeitslosigkeit, die Preis-
und Lohnsetzung auf unvollkommenen Güter- und Arbeits-
märkten betont und die Arbeitslosigkeit als die zentrale Va-
riable behandelt, die die Verteilungsansprüche in Einklang
bringt. Dies führt zu der Frage, die auf der Tagung nicht im
Zentrum stehen konnte, welche der alternativen Theorien der
Arbeitslosigkeit in der Lage ist, die wichtigsten empirischen

Befunde der Arbeitslosigkeit zu erklären. Die Rezeption der
Grundelemente eines Ländermodells in Deutschland scheitert
dann, wenn in dem Ursprungsland eine spezifische Theorie
der Arbeitslosigkeit für die Arbeits- und Beschäftigungspoli-
tik handlungsanleitend ist, die in Deutschland auf geringe Ak-
zeptanz stößt. In Deutschland wäre dann eine wichtige Vor-
aussetzung für die Rezeption des Ländermodells, daß es zu-
erst zu einer theoretischen Neuorientierung käme, die auch
die Sichtweise und Interpretation arbeitsmarktbezogener Pro-
zesse durch die entscheidenden politischen Instanzen, gesell-
schaftlichen Gruppen und nicht zuletzt die Wissenschaft zu
prägen hätte.

2. Bei dem Grad der Komplexität, den die Arbeitslosigkeit
und Unterbeschäftigung in Deutschland mittlerweise erreicht
hat, lassen sich nachhaltige Erfolge einer Beschäftigungspo-
litik nur erreichen, wenn alle beteiligten Akteure Beiträge er-
bringen, für die zusätzlich ein erheblicher Abstimmungsbe-
darf besteht. Von isolierten Maßnahmen werden kaum posi-
tive Wirkungen erhofft. Von Diskussionsteilnehmern aller
Gruppen wird zudem betont, daß sich auch bei abgestimmten
Politikmaßnahmen Erfolge nur in der mittleren und längeren
Frist („lange Atem“) einstellen werden. Inspiriert durch die
positiven Arbeitsmarktentwicklungen der vier Länder wird
nicht erwartet, daß eine Verbesserung der Arbeitsmarktsitua-
tion vor allem dadurch zu erreichen sei, daß ein festes Ar-
beitsvolumen obligatorisch gleichmäßiger auf mehr Beschäf-
tigte verteilt wird.

3. Allgemein zur Kenntnis genommen wurde, daß eine Lohn-
zurückhaltung für eine Reihe von Jahren ein wichtiges Ele-
ment der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik der vier er-
folgreichen Modelle war. Die Lohnzurückhaltung wurde in
den Niederlanden und Dänemark in ein Bündel komple-
mentärer und korporatistischer Maßnahmen im Konsens der
verschiedenen Akteure integriert. In den USA und Großbri-
tannien hingegen wurde sie deutlich härter durch Marktkräf-
te, unterstützt durch ein abnehmendes Gewicht der Gewerk-
schaften, erzwungen. Diese zugespitzte und stilisierte Be-
gründung der Lohnzurückhaltung weist auf einen engen Be-
zug zu der ökonomischen Größe der Länder und der damit
verbundenen Varianz wichtiger ökonomischer Variablen und
Institutionen hin. So mag es in einem ökonomisch kleineren
Land einfacher sein, durch Konsensbildung und korporatisti-
sche Institutionen Lohnzurückhaltung als ein Element in ei-
nem Bündel komplementärer Maßnahmen zu verankern. Die
Diskussionsbeiträge zu diesem äußerst kontroversen Punkt
lassen sich, wenn auch ein wenig überpointiert, folgender-
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maßen zusammenfassen. Wenn Lohnzurückhaltung in der
mittleren Frist als Bestandteil eines abgestimmten Strategie-
handels unerläßlich ist, und dafür spricht die Evidenz der „Er-
folgsmodelle“, dann ist es mit dem deutschen Arbeitsmarkt-
modell eher vereinbar, sie im Konsens zu vereinbaren und es
widerspricht ihm, stagnierende Löhne als Ergebnis institutio-
nell nicht abgefederter Marktprozesse hinzunehmen.

4. Wie bereits erwähnt wurde, sind unterschiedliche Theori-
en der Arbeitslosigkeit mit jeweils spezifischen wirtschafts-
und arbeitsmarktpolitischen Therapievorschlägen verknüpft.
Für die angebots- und nachfrageseitigen Erklärungen der Ar-
beitslosigkeit, die die kontroversen Interpretationen von Ge-
werkschaften und Arbeitgebern dominieren, die jedoch das
Spektrum der Arbeitslosigkeitstheorien nicht ausschöpfen,
gilt dies im besonderen, wie die von Gewerkschaften und Ar-
beitgebern vorgebrachten Argumente zur Stärkung der Mas-
senkaufkraft bzw. Verbesserung der Angebotsbedingungen
belegen. Insoweit ist der Stand der Diskussion auf dieser Ta-
gung, daß es an der Zeit sei, die sterile Gegenüberstellung von
angebots- und nachfrageseitigen Erklärungen der Arbeitslo-
sigkeit zu überwinden, ein Novum. Theoretisch wird dies ge-
stützt durch einen neueren Beitrag von Bean (1997). Bean ar-
gumentiert, daß es ein erfolgversprechender Weg zur Verrin-
gerung der Arbeitslosigkeit sei, mit einer Verbesserung der
Angebotsbedingungen zu beginnen, erste Beschäftigungser-
folge abzuwarten, und diese dann von der Nachfrageseite her
zu unterstützen. Wenn diese sequentielle Vorgehensweise
konsensfähig bleibt und eingeschlagen wird, könnte sie einen
erfolgversprechenden Ansatz zur Bekämpfung von Arbeits-
losigkeit darstellen. Dies umso mehr, als sich die Angebots-
bedingungen in Deutschland langsam verbessern und nach
der Einhaltung der Maastricht-Kriterien die Geld- und Fiskal-
politik vielleicht etwas handlungsfähiger wird. Letzteres ist
allerdings mit großer prognostischer Unsicherheit verbunden. 

5. In neueren theoretischen und empirischen Untersuchungen
über den Beitrag, den eine Ausweitung der Teilzeitarbeit und
des frühzeitigen Übergangs in den Ruhestand zur Lösung des
Beschäftigungsproblems leisten können, überwiegen bislang
die skeptischen Stimmen. „In the aggregate, German and
French efforts to create employment at the national level
through work-sharing have not succeeded“ (Freeman 1998).
„Work-sharing and early retirement are also unlikely to re-
duce the NAIRU (inflationsstabile Arbeitslosenquote, K.G.).
But they are most effective at reducing a nation’s wealth“
(Layard/ Nickell/ Jackman 1991: 509). Layard, Nickell und
Jackman zeigen mit Hilfe einfacher Effizienzlohn- und Bar-
gainingmodelle, daß die gleichgewichtige Arbeitslosigkeit
unabhängig von der Zahl der Arbeitsstunden ist, die ein Ar-
beitnehmer leistet. Wie in dem Länderbericht über die Nie-
derlande und in der Diskussion betont wurde, ist die Auswei-
tung der Teilzeitarbeit in den Niederlanden eine zum Teil frei-
willig gewählte Option und teilweise auch obligatorisch. Das
niederländische Beispiel zeigt, daß eine Verteilung des Ar-
beitsvolumens auf mehr Personen durch eine starke Expansi-
on der Teilzeitbeschäftigung in Kombination mit Reformen
des Sozialstaats und der im Konsens vereinbarten Lohn-
zurückhaltung durchaus ein erfolgversprechender Weg zu zu-
sätzlicher Beschäftigung sein kann. Dies wirft im Licht der
zitierten theoretischen Analysen und empirischen Befunde
neue Fragen auf.

II

1. Die Beschäftigungserfolge in den USA und in Großbritan-
nien waren verbunden mit einer stärkeren Lohndifferenzie-

rung, die auf Gewinne der Besserqualifizierten und besonders
in den USA auf Verluste der weniger qualifizierten Arbeit-
nehmer zurückzuführen ist. Als Gründe der Lohnspreizung
werden die zunehmende Globalisierung der Weltwirtschaft
und Eigenschaften des technischen Fortschritts, die die Bes-
serqualifizierten begünstigen, angeführt. Obwohl sich die
Lohndifferenzierung nach Qualifikationen in Deutschland in
den letzten Jahren nur geringfügig geändert hat, ist die an-
glo-amerikanische Entwicklung von erheblicher Bedeutung.
Zeigt sie doch, wie Veränderungstendenzen der Lohnstruktur
aussehen, wenn Marktkräfte ohne institutionelle Abfederun-
gen wirken. Die unterschiedliche Entwicklung der Lohn-
strukturen in den anglo-amerikanischen Ökonomien und in
Deutschland ist für die hiesige Beschäftigungssituation aus
zwei Gründen, die in der Tagungsdiskussion kontrovers ak-
zentuiert wurden, von Bedeutung. Zum einen könnte sich die
Konstanz der deutschen Lohnstruktur in einer zunehmenden
Arbeitslosigkeit der Geringqualifizierten niederschlagen. Da-
gegen wurde eingewandt, daß die Zunahme der Arbeitslosig-
keit der weniger qualifizierten Arbeitnehmer in Deutschland
nur geringfügig über der durchschnittlichen Wachstumsrate
der Arbeitslosigkeit lag (Nickell/ Bell 1995). Als Grund wur-
de auf das egalitärere Bildungssystem in Deutschland hinge-
wiesen, das die Substitutionsmöglichkeiten zwischen qualifi-
zierter und weniger qualifizierter Arbeit erleichtert. Neuere
Untersuchungen zeigen dagegen, daß gerade die Arbeitslo-
senquote der Ungelernten in Westdeutschland zwischen 1971
und 1991 auf mehr als das Doppelte angestiegen ist und daß
sich dieser Trend seit Beginn der 90er Jahre weiter verstärkt
hat. „1995 war bereits jede fünfte Erwerbsperson ohne Be-
rufsabschluß arbeitslos“ (Bellmann 1998). Trotz dieser dra-
matischen Befunde wurde zum Ausdruck gebracht, daß zu-
sätzliche Investitionen in das Humankapital der Geringquali-
fizierten durch Bildung und Weiterbildung durchaus eine Al-
ternative zu einer stärkeren Lohndifferenzierung bilden könn-
ten. Zum anderen wurde darauf hingewiesen, daß in Deutsch-
land die Chance bestehe, auf der Grundlage der relativ hohen
sozialen Absicherung Experimente mit dem Ziel durchzu-
führen, die Arbeitskosten der Geringqualifizierten für die Un-
ternehmen durch eine Kombination von Sozial- und Arbeits-
einkommen zu verringern, so daß einerseits Arbeitsanreize
gestärkt werden und andererseits eine Arbeitseinkommensar-
mut nicht eintreten muß (Freeman 1997). Dies könnte ein
Weg sein, um das gerade in den USA gravierende Problem
der „working poor“ zu vermeiden.

2. Daß die Möglichkeit, einen erheblichen Teil der Überstun-
den für die Beschäftigung neu einzustellender Arbeitnehmer
zu nutzen, unterschiedlich eingeschätzt wird, verwundert
nicht. In diesem Zusammenhang ist der mikroökonomisch
fundierte, betriebliche Informationen als Paneldaten verwen-
dende Forschungsbedarf besonders groß. Eine neuere Analy-
se (Hübler/Meyer 1997) auf der Basis der Daten des Hanno-
veraner Firmenpanels kommt zu folgenden Ergebnissen: Die
Zahl der Überstunden, die in den einzelnen Betrieben gelei-
stet wird, schwankt in den beiden untersuchten Jahren (1994
und 1995) deutlich. Multivariate Schätzungen belegen, daß
ein erhöhter Überstundeneinsatz vor allem auf kurzfristige
Nachfrageerhöhungen und Personalengpässe zurückzuführen
ist. Ökonometrische Überprüfungen der Hypothese, daß
Überstunden als Mittel einer permanenten Anpassung der Ar-
beitsnachfrage genutzt werden, mithin in Betrieben in der ge-
winnoptimalen Gleichgewichtssituation Überstunden dauer-
haft geleistet werden, führen zu keinen überzeugenden Er-
gebnissen. Die Studie (Hübler/ Meyer 1997), die dringend
durch weitere Untersuchungen ergänzt werden sollte, zeigt
folglich, daß nur ein äußerst bescheidener Anteil aller Über-
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stunden für eine beschäftigungswirksame Umwandlung zur
Verfügung steht, wenn man nicht kurzfristig erforderliche,
flexible Anpassungen in den Unternehmen behindern möch-
te. Hinzu kommt, daß dieses umwandelbare Überstundenpo-
tential wahrscheinlich in den Jahren seit 1995 durch Ein-
führung flexibler Arbeitszeitsysteme weiter geschmälert wur-
de.

III

Die Analyse der vier „Erfolgsmodelle“ und ihre Diskussion
waren retrospektiv und prospektiv zugleich. Retrospektiv in
dem Sinne, daß Entwicklungen sowie die mit ihnen verbun-
denen, sie u.U. auch verursachenden Maßnahmen in vier Län-
dern mit erfolgreichen Arbeitsmarktentwicklungen analysiert
wurden. Prospektiv deshalb, weil nach den arbeitsmarkt- und
wirtschaftspolitischen Elementen erfolgreicher Strategiebün-
del gesucht wurde, die auf Deutschland übertragbar seien und
zu positiven Beschäftigungseffekten führen könnten. Die Dy-
namik arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischer sowie institu-
tioneller Änderungen ist in den vier „Erfolgsmodellen“ wei-
terhin sehr ausgeprägt, so daß die zwischenzeitlich erforder-
lich gewordenen Veränderungen in Deutschland möglicher-
weise größer sind als die analysierten internationalen Ver-
gleiche nahelegen. Dies gilt besonders für die auf der Tagung
weitgehend ausgesparten betriebsorganisatorischen Entwick-
lungen. Für die USA betont Freeman (1997, 1998), daß er-
folgreiche Firmen in großem Stil dazu übergehen, Entschei-
dungen an Arbeitsteams zu delegieren und daß die finanziel-
le Partizipation der Belegschaften über Belegschaftsaktien,
Gewinnbeteiligung und Pensionsfonds einen Boom verzeich-
net. Diese Kombination von immaterieller und materieller

Partizipation der Arbeitnehmer kann sich unter bestimmten
Bedingungen deutlich effizienzsteigernd auswirken und die
langfristige Beschäftigungsentwicklung positiv beeinflussen.
Es ist von größter Bedeutung, diese betrieblichen und mi-
kroökonomischen Entwicklungen genau im Auge zu behal-
ten, weil sich aus ihnen eine Modellvariante herausbilden
könnte, die zukünftige Arbeitsmarktentwicklungen prägt.
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